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Noch nie hat Deutschland länger auf eine politische Orientierung durch eine Koaliti-
onsvereinbarung gewartet als nach der Bundestagswahl am 24. September 2017. 
Rohstoffe waren in den Gesprächen von CDU, CSU und SPD kaum ein Thema. Integ-
ration, Rente, Gesundheit, Klimaschutz – andere Themen als Rohstoffpolitik haben die 
Diskussion beherrscht. Dies obwohl der Zugang zu heimischen Bodenschätzen und 
zu Rohstoffen von den internationalen Märkten auch zu Zeiten von Industrie 4.0 im-
mer wieder gesichert werden muss.

Rohstoffpolitik der Bundesregierung 
– quo vadis?

Immerhin: Die Koalitionäre 
haben im Kapitel „Erfolgreiche 
Wirtschaft für den Wohlstand 
von morgen“ wichtige Eck-
punkte für ihre Rohstoffpolitik 
verankert. Sie stellen aus-
drücklich fest, dass die Versor-
gung mit Rohstoffen und der 
sichere Zugang zu Boden-
schätzen entscheidende Fak-
toren für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland sind. 

Die neue Bundesregierung 
will sich folglich dafür einset-
zen, dass heimische Boden-
schätze in Deutschland weiter-
hin wirtschaftlich abgebaut 
werden können. Die dafür not-
wendige langfristige Investi-
tions- und Planungssicherheit 
soll bestehen bleiben. Dem 
wird man entnehmen können, 
dass die raumordnerischen 
und bergrechtlichen Grundla-
gen garantiert werden sollen. 
Dies ist für die Unternehmen, die 
jährlich zuletzt etwa 760 Mio. t 
heimische Rohstoffe gewon-
nen haben, sehr wichtig.

 Bei der Versorgung von den 
Weltmärkten geht es darum, in 
bilateralen Handelsverträgen 
und vor allem auf WTO-Ebene 
die internationale Zusammen-
arbeit zu stärken. Die Industrie 
soll davon profitieren, dass das 
Rohstoffmonitoring durch die 
Deutsche Rohstoffagentur wei-
ter ausgebaut wird, und zwar 
mit einem besonderen Fokus 
auf Rohstoffe und Zwischen-
produkte für Zukunftstechnolo-
gien (z.B. Elektromobilität, 
Leichtbau). Die Bundesregie-
rung will die Kompetenzzent-
ren für Bergbau und Rohstoffe 
in den Deutschen Außenhan-
delskammern in rohstoffrei-
chen Ländern stärken und die 
Einrichtung weiterer Kompe-
tenzzentren prüfen. 

Der wachsende Bedarf an 
Hochtechnologie- Rohstoffen 
hat dazu geführt, dass die Pro-
jekte im Tiefseebergbau fort-
geführt werden, u.a. durch so 
genannte Pilot-Mining-Tests. 
Wie immer kommt auch Res-

sourceneffizienz und Recyc-
ling, z.B. von „kritischen“ Me-
tallen, nicht zu kurz. Die Bun-
desregierung will dazu Bemü-
hungen der Industrie unterstüt-
zen. Das nationale Ressour-
ceneffizienzprogramm (Prog-
Ress), das im Frühjahr 2019 
zur Erneuerung ansteht, möch-
te sie nach dem Grundsatz 
„Freiwilligkeit vor Regulierung“ 
fortentwickeln.

Rohstoffpolitik ist keinesfalls 
ein „Randthema“ – sie ist Vor-
aussetzung für unsere fort-
schrittliche Industriegesell-
schaft. Rohstoffe braucht und 
gebraucht jeder. Will Deutsch-
land global Vorbild sein, muss 
es auch „zu Hause“ mit gutem 
Beispiel vorangehen und so 
seine weltweit vorbildlichen 
Umwelt-, Arbeits-, und Sozial-
standards in der Praxis unter 
Beweis stellen. Eine Verlage-
rung der Rohstoffförderung in 
Länder mit geringeren Stan-
dards hätte negative Auswir-
kungen auf die gesamte Erde. 
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Hier muss Politik Verantwor-
tung übernehmen und ehrlich 
sein. Wenn wir unseren Wohl-
stand halten und dabei nicht 
auf Kosten anderer leben 
möchten, müssen wir die hei-
mische Rohstoffförderung zu-
lassen, sie stärken und damit 
Innovationen bei Produktion 
und Verarbeitung fördern.

Insgesamt führt die neue 
Bundesregierung die Rohstoff-
politik der Vorgängerregierung 
fort. Die grundsätzlichen Ent-
scheidungen sind sicher rich-
tig, so die Bestätigung der drei 
Eckpunkte heimische Boden-

schätze, internationale Märkte 
und Recycling/ Ressourcenef-
fizienz. Was fehlt, ist die An-
kündigung, zum Rohstoffbe-
wusstsein der Bevölkerung 
und zur Verbesserung der Da-
tenlage bei Rohstoffen erheb-
lich beizutragen.

Aber: Nicht alles, was im Ko-
alitionsvertrag steht, geschieht 
auch. Ein Thema ist sicherlich, 
die Akzeptanz in der Bevölke-
rung für industrielle Vorhaben 
insgesamt, besonders aber für 
Rohstoffgewinnungs- und 
Bergbauaktivitäten zu stärken. 
Die Verbesserung dieser Ak-

zeptanz ist gemeinsame Auf-
gabe von Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung. Es muss mög-
lich bleiben, gesellschaftlich 
wichtige Vorhaben auch gegen 
den Widerstand Einzelner oder 
gegen punktuell vorgetragenen 
Bürgerprotest zügig durchzu-
setzen.

Der neuen Regierung sei 
zugerufen: Packen wir es an! 
Glückauf!


